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§l
(1) Die Ausübung der Tätigkeit als Patentanwalt in 

den Büros bedarf der Zulassung durch den Präsiden­
ten des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen.

(2) Die Zulassung erfolgt auf Antrag des Leiters des 
Büros, wenn die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt 
sind.

(3) Lehnt der Präsident des Amtes für Erfindungs­
und Patentwesen den Antrag auf Zulassung ab, so 
kann innerhalb eines Jahres der Antrag auf Zulas­
sung erneut gestellt werden. Die Entscheidung über 
diesen Antrag ist endgültig.

§ 2

Als Patentanwalt in einem Büro kann zugelassen 
werden, wer
1. nach seiner Persönlichkeit und Tätigkeit die Gewähr 

dafür bietet, daß er die Funktion entsprechend den 
Grundsätzen der Verfassung und den Rechtsvor­
schriften ausübt, sich für den Sozialismus einsetzt, 
der Arbeiter-und-Bauern-Macht treu ergeben ist 
und

2. eine abgeschlossene technische oder naturwissen­
schaftliche Ausbildung an einer Universität, Hoch­
oder Fachschule und eine Ausbildung als Patent­
ingenieur besitzt; wer über eine abgeschlossene ju­
ristische Hochschulausbildung verfügt und

3. seine Befähigung zum Patentanwalt durch eine Tä­
tigkeit als Patenlanwaltsassistent in einem Büro 
nachgewiesen hat.

§3
Die Tätigkeit als Patentanwaltsassisient erfolgt auf 

der Grundlage eines vom Leiter des Büros festzule­
genden Ausbildungsprogramms für die Dauer von 
höchstens 3 Jahren. Bestandteil des Ausbildungspro­
gramms ist grundsätzlich eine einjährige Praktikanten­
tätigkeit im Amt für Erfipdungs- und Patentwesen.

§4
(1) Die Zulassung als Patentanwalt erlischt bei Be­

endigung der Tätigkeit als Patentanwalt in einem Büro.
(2) Die Zulassung als Patentanwalt kann durch den 

Präsidenten des Amtes für Erfindungs- und Patentwe-
* sen aufgehoben werden, wenn Gründe vorliegen, die 

eine weitere Tätigkeit als Patentanwalt ausschließen.

§5
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­

öffentlichung in Kraft.

Berlin, den 10. Juni 1970

Der Präsident 
des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen

Dr. H e m m e r l i n g

Anordnung Nr. 3* 
zur Lenkung der Schulabgänger und Jugendlichen 

in Lehr- und Arbeitsstellen

vom 15. Juni 1970

Zur Änderung der Anordnung vom 31. August 1966 
zur Lenkung der Schulabgänger und Jugendlichen in 
Lehr- und Arbeitsstellen (GBl. II S. 622) wird in Über­
einstimmung mit dem Minister für Volksbildung fol­
gendes angeordnet:

§ 1
Der Abs. 2 des §2 erhält folgende Fassung:
„Die Vorlage der Bewerbungs- und Bestätigungs­
karten ist die Voraussetzung für die Bewerbung der 
Schulabgänger in den Betrieben. Die Oberschulen und 
Sonderschulen sind verpflichtet, auf den Bewerbungs­
karten den Schulabgang zu bestätigen. Sie veranlas­
sen die Aushändigung der Bewerbungs- und Bestäli- 
gungskarten (Doppelkarten) an die Schulabgänger

a) der 10. Klassen der Oberschule für Abiturklas­
sen in den Einrichtungen der Berufsausbildung 
am ersten Schultag der 10. Klasse
(nach der Entscheidung der Aufnahmekommis­
sion des Kreises)

b) der 10. Klassen der Oberschule einschließlich der 
Abgänger aus den Vorbereitungsklassen am 
31. Oktober des letzten Schuljahres

c) der 8. und niederen Klassen der Oberschule am 
20. Dezember des letzten Schuljahres

d) der Hilfsschulen am 1. Oktober des letzten Schul­
jahres,

damit sich diese selbständig bei den Betrieben und 
Einrichtungen aller Eigentumsformen — nachstehend 
Betriebe genannt — bewerben können. Die Bemühun­
gen der Schulabgänger um ein Lehrverhältnis sind 
von den Klassenleitern der Oberschulen und den Or­
ganen für Berufsbildung und Berufsberatung der 
Räte der Kreise aktiv zu unterstützen.“

§ 2
(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung 

in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung Nr. 2 von 22. Mai 
1968 zur Lenkung der Schulabgänger und Jugendlichen 
in Lehr- und Arbeitsstellen (GBl. II S. 358) außer Kraft.

Berlin, den 15. Juni 1970

Der Staatssekretär 
für Berufsbildung
W e i d e m a n n

• Anordnung Nr. 2 vom 22. Mai 1968 (GBl. II Nr. 61 S. 358)
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